
4 Neue Justiz 1/90

3.

Ich will mal anfangen, ganz sachte unsere praktischen 
Erfahrungen zu studieren, denn es ist unausstehlich 
langweilig, sich ins Blaue hinein, ohne Unterlagen, ohne 
Tatsachen mit „allgemeinem Parteigeschwätz“ (ein 
Ausdruck Bucharins . . . )  zu befassen und sich Mei­
nungsverschiedenheiten, Definitionen, „Produktions­
demokratien“ aus den Fingern zu saugen.
W. I. Lenin (1921) 13

Der sozialistische Rechtsstaat, der nur als Rechts e n t w i c k -  
l u n g s s t a a t  existenz- und funktionsfähig ist13 14 15 16, braucht 
weder eine optimistische noch pessimistische, weder eine 
schönfärbende noch schwarzweißmalende Rechtswissen­
schaft — er braucht eine realistische Rechtswissenschaft. Sie 
hat Dinge auf den Begriff zu bringen, die neue, neuartige, aber 
auch teilweise mitgeschleppte Sachverhalte betreffen und in 
den sozialistischen Ländern vorhanden sind, aber auch mit 
der langfristigen Koevolution von Sozialismus und Kapita­
lismus Zusammenhängen.

Vom Grunde her können sie so beschrieben werden: Die 
Verstaatlichung der hauptsächlichsten Produktionsmittel be­
deutet noch lange nicht ihre Vergesellschaftung, und mit der 
Beseitigung des Gegensatzes von Kapital und Arbeit werden 
die Widersprüche zwischen Staat und Bürger, Gesellschaft 
und Individuum, Volk und Volksvertretung, gesellschaftlich­
politischen Organisationsformen des Volkes und Staatsge­
walt nicht schlechthin gelöst. Außerdem werden auf den so­
zialismusspezifischen gesellschaftlichen Grundlagen in diesen 
Bereichen neue Widersprüche produziert. Eine dem sozialisti­
schen Rechtsstaat verpflichtete Rechtswissenschaft muß ihre 
wichtigste Aufgabe darin sehen, theoretische Grundlagen für 
staatlich-rechtliche Organisationsformen und -mechanismen 
zu schaffen, in denen sich diese Widersprüche bewegen kön­
nen, ohne daß ihre Lösung dem Individuum bzw. dem Bür­
ger und der Gesellschaft bzw..dem Staat zum Schaden ge­
reicht. Dort aber, wo diese Widersprüche nicht lösbar sind, 
müssen sie so reguliert werden, daß sie von allen Beteilig­
ten ausgehalten werden können.

Eine der in negativer Hinsicht folgenreichsten Thesen in 
der DDR-Rechtswissenschaft war K. Polaks Behauptung, in 
der sozialistischen Gesellschaft seien „Staat und Volk, Ge­
sellschaft und Individuum eins geworden“ und „alle inner­
staatlichen Widersprüche aufgehoben“.15 Diese These gab den 
ideologischen Unterboden für ein Rechtskonzept ab, welches 

’ das sozialistische Recht nicht im ungestörten Besitze seiner 
Regulatorrolle beließ, sondern als Instrument ansah, die 
Werktätigen auf jenes ideologische Bewußtseinsniveau zu he­
ben, das zentralistisch definiert wurde.1G Für Polak waren die 
sozialistische Staatstätigkeit und das sozialistische Recht per 
se in den objektiven Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen 
Entwicklung verankert, weil die Parteibeschlüsse mit den ob­
jektiven Gesetzen gleichgesetzt wurden, das sozialistische 
Recht aber auf diesen Beschlüssen beruhe.17

Ideologiegeschichtlich sind die in Rede stehenden Thesen 
Polaks juristische Ausläufer des von Stalin nach der sog. Li­
quidierung der letzten Ausbeuterklassen im Jahre 1936 ge­
zeichneten Gesellschaftsbildes der angeblichen Harmonie zwi­
schen den Klassen und Schichten18 19, für das Molotow 1937 den 
Begriff „moralisch-politische Einheit des Volkes“ prägte.I!)

Die Abarbeitung der umfangreichen Gesetzgebungsvor­
schläge einschließlich jener zur Ausarbeitung einer neuen 
Verfassung, die vom revolutionären Erneuerungsprozeß des 
Sozialismus auf die Tagesordnung gesetzt wurden, ist mit 
einem sich erneuernden Verständnis vom sozialistischen Staat 
und Recht verbunden. Dazu ist es erforderlich, die Existenz­
notwendigkeit des sozialistischen Staates und Rechts auf ' 
Grund einer soziologisch und sozialtheoretisch gestützten 
r e c h t s w i s s e n s c h a f t l i c h e n  Analyse des tatsäch­
lichen und künftigen Widerspruchs- und Korifliktpotentials 
unserer Gesellschaft nicht nur zu überdenken, sondern neu zu 
begründen. Konsequent ist dabei zu der These von E. Pa- 

' schukanis zurückzukehren, wonach das juristische Moment in 
der Gesellschaft dort beginnt, wo es Interessenunterschiede 
und -konflikte gibt.20

Eine Kausalanalyse des sozialistischen Staates und Rechts 
muß im Auge behalten, daß Funktionalität (und auch Struk- 
turalität) eine Erscheinungsform der Kausalität ist. Dieser 
Zusammenhang ist der allein tragfähige Ausgangspunkt, um 
die Grenzen und Möglichkeiten des Wirkens des sozialistischen 
Staates und Rechts Mlusionslös zu bestimmen. Allein dies ist 
die Schlüsselfrage s o z i a l i s t i s c h e r  Rechtsstaatsent­
wicklung. Ohne sie immer wieder neü zu beantworten, ist 
jedenfalls der zuerst von Gorbatschow21, nun aber auch in 
der DDR offiziell wiederentdeckte, aus dem Text einer fran­
zösischen Revolutionsverfassung22 stammende Grundsatz, wo­
nach dem Bürger alles erlaubt sei, was nicht verboten ist, 
nicht zu realisieren.23 24 25

Von welcher praktischen Tragweite die Frage nach den 
Grenzen und Möglichkeiten des Rechts ist, zeigen beispiels­
weise die Versuche der früheren Führung der SED und des 
Staates, den von den Volksmassen getragenen und vorange­
triebenen Prozeß der demokratischen Erneuerung unserer Ge­
sellschaft in seinen Anfängen mit juristischen Mitteln, na­
mentlich durch Kriminalisierung, zu stoppen.2'1

Die Frage, wo, wie und wann mit dem Recht regulativ in 
die Sozialbeziehungen eingegriffen werden kann oder muß, 
stellt sich zunächst für die Rechtserzeugung. Letztlich läuft 
sie auf die Gestaltung des Regelungsinhalts von Rechtsnor­
men hinaus, und dieser kann sich nur aus der Beschaffenheit 
der rechtlich regelungsnotwendigen, regelungsfähigen und re­
gelungsbedürftigen Gesellschaftsverhältnisse ergeben. Außer­
dem sind Verfahrensregelungen notwendig, die auf der 
Grundlage des arbeitsteiligen Charakters und der demokra­
tischen Struktur der Rechtserzeugung die Kompetenzen aller 
Beteiligten festlegen.23 <

Die Probe aufs Exempel der Eingriffsmöglichkeiten mit 
Hilfe des Rechts wird in der Rechtsanwendung und der Durch-
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